
 

 

 
Geschäftsordnung der Gemeindevertretung Schwielowsee 
(GeschO) 

 
 

Auf der Grundlage des § 28 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 der Kommunalverfassung für das Land 
Brandenburg (BbgKVerf) vom 5. März 2024 (GVBl.I/24, [Nr. 10]))  hat die Gemeindevertretung 
der Gemeinde Schwielowsee in ihrer Sitzung am  03.07.2024  folgende Geschäftsordnung 
beschlossen: 
 

Erster Abschnitt 
Gemeindevertretung 

 

§ 1 
Einberufung der Gemeindevertretung 

 
(1) Der Vorsitzende der Gemeindevertretung beruft die Sitzungen der Gemeindevertretung 

ein. § 34 Abs. 1 Satz 2 BbgKVerf bleibt unberührt. Die Ladungsfrist beträgt sieben Tage 
einschließlich des Sitzungstages. Bei unverzüglich einzuberufenden Sitzungen oder in 
Eilfällen kann die Ladungsfrist auf 24 Stunden verkürzt werden. 

 
(2) Die Einladung muss Zeit, Ort und Tagesordnung der Sitzung enthalten. Die Einladung 

erfolgt in elektronischer Form per E-Mail an die von dem Mitglied der Gemeindevertretung 
benannte E-Mail-Adresse. Mit Versendung der Einladung werden etwaige Vorlagen zu den 
einzelnen Tagesordnungspunkten in elektronischer Form in der ALLRIS-App eingestellt. 
Eine Versendung der Vorlagen in Schriftform zu den einzelnen Tagesordnungspunkten 
erfolgt nicht. Vorlagen können in Einzelfällen nachgereicht werden, sollen im Allgemeinen 
jedoch keine Tischvorlagen sein.  

 
(3) Ist ein Mitglied der Gemeindevertretung an einer Sitzungsteilnahme der 

Gemeindevertretung oder eines Ausschusses verhindert, hat er dies dem Vorsitzenden 
vorher anzuzeigen und bei einer Ausschusssitzung außerdem seinen Vertreter 
unverzüglich zu verständigen. 

 
(4) Die Gemeindevertretung tagt grundsätzlich in Präsenzsitzung. Mitglieder der 

Gemeindevertretung können, abgesehen von der konstituierenden Sitzung der 
Gemeindevertretung und von Tagesordnungspunkten, in denen geheime Wahlen 
durchzuführen sind, auf begründeten Antrag an der Sitzung per Video teilnehmen, soweit 
dies technisch möglich ist. Ein begründeter Antrag liegt vor, wenn das Mitglied der 
Gemeindevertretung anderenfalls seine persönliche Teilnahme an der Sitzung aus 
beruflichen, familiären, gesundheitlichen oder vergleichbaren Gründen nicht ermöglichen 
kann. Der Antrag ist mindestens 3 Tage vor dem Sitzungstag bei dem Vorsitzenden der 
Gemeindevertretung zu stellen. Im Übrigen gilt § 34 Abs. 2 BbgKVerf. 

 
 

§ 2 
Tagesordnung 

 
(1) Der Vorsitzende der Gemeindevertretung entwirft im Benehmen mit der Bürgermeisterin 

die Tagesordnung. Vorschläge zu Beratungspunkten hat er dabei gemäß § 35 Abs. 1 Satz 
2 BbgKVerf aufzunehmen, wenn sie von mindestens zwei Gemeindevertretern oder einer 
Fraktion unterstützt werden und dem Vorsitzenden spätestens am Ende des achten 
Kalendertages vor der Sitzung (§ 1 Abs. 1 GeschO) vorliegen. 
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(2) Bei der Reihung der einzelnen Tagesordnungspunkte sind neben organisatorischen 
Aspekten die Vorgaben gemäß § 36 BbgKVerf  und § 8 Abs. 3 Hauptsatzung für die 
öffentliche und nichtöffentliche Behandlung zu berücksichtigen. Die Gemeindevertretung 
kann auf dieser gesetzlichen Basis durch Beschluss für einzelne Tagesordnungspunkte 
die Öffentlichkeit aufheben. Die in öffentlicher und nichtöffentlicher Sitzung zu 
behandelnden Tagesordnungspunkte sind getrennt aufzuführen.  

 
(3) Die Gemeindevertretung kann vor Eintritt in die Tagesordnung auf Antrag beschließen: 
 

a) dringende Tagesordnungspunkte zusätzlich aufzunehmen, 
b) die Reihenfolge der Tagesordnungspunkte zu ändern, 
c) Tagesordnungspunkte zu teilen oder miteinander zu verbinden, 

d) Tagesordnungspunkte abzusetzen. 
 
 

§ 3 
Öffentlichkeit 

 
(1) An den öffentlichen Sitzungen der Gemeindevertretung können Zuhörer teilnehmen (§ 36 

BbgKVerf, § 8 Abs. 3 Hauptsatzung). 
 
(2) Die Presse hat zur Wahrung ihrer Informationsrechte vorrangig Zugang. 
 
(3) Zuhörer sind außerhalb der dafür vorgesehenen Fragestunde (§ 4GeschO) nicht 

berechtigt, das Wort zu ergreifen oder sich an den Beratungen zu beteiligen. Sie dürfen 
die Beratung nicht stören und weder Zeichen des Beifalls noch des Missfallens geben. Bei 
Ordnungsstörungen können Zuhörer vom Vorsitzenden des Sitzungssaals verwiesen 
werden. 

 
(4) Anträge auf Ausschluss der Öffentlichkeit werden in nichtöffentlicher Sitzung begründet, 

beraten und entschieden (§ 36 BbgKVerf). Die Entscheidung ist in öffentlicher Sitzung 
bekannt zu geben. Gleiches gilt für die Begründung, Beratung und Entscheidung eines 
Antrags auf Überweisung eines Tagesordnungspunktes der nichtöffentlichen in eine 
öffentliche Sitzung. 

 
 

§ 4 
Einwohnerfragestunde, Fragestunde für Bürgerinitiativen, 

Beteiligung von Betroffenen und Sachverständigen 
 
(1) Vor Beginn des ersten Sachpunktes der Tagesordnung kann eine Fragestunde für die 

Einwohner sowie für Bürgerinitiativen in die Tagesordnung aufgenommen werden. Bei 
höchstens vier Minuten zur Behandlung der Einzelfragen soll die Dauer der Fragestunde 
30 Minuten nicht überschreiten. 

 
(2) Einwohner im Sinne des § 11 BbgKVerf können vorrangig zu den in die Tagesordnung 

aufgenommenen Beratungsgegenständen sowie zum Inhalt des Berichts der 
Bürgermeisterin Fragen stellen und Vorschläge und Anregungen unterbreiten. Zu 
Tagesordnungspunkten, die in nichtöffentlicher Sitzung behandelt werden, sind Fragen 
nicht zulässig. Fragen mit nichtöffentlichem Charakter sind nicht zugelassen. 

 
(3) Die Fragen, Vorschläge und Anregungen müssen kurz und sachlich sein. Eine Debatte 

findet nicht statt. In der Sitzung nicht beantwortete Fragen sind in der nächsten öffentlichen 
Sitzung der Gemeindevertretung zu beantworten, sofern dies zwischenzeitlich nicht 
schriftlich erfolgt ist. 
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(4) Beschließt die Gemeindevertretung, Einwohner, die vom Gegenstand der Beratung 

betroffen sind, oder Sachverständige zu hören, ist die Anhörung zu beenden, bevor 
Beratung und Abstimmung über den Gegenstand beginnen. Eine ergänzende Anhörung 
kann auf Antrag beschlossen werden. 

 
 

§ 5 
Anfragen der Mitglieder der Gemeindevertretung 

 
Anfragen der Gemeindevertreter an die Bürgermeisterin, die auf der folgenden 
Gemeindevertretersitzung mündlich beantwortet werden sollen, müssen schriftlich kurz und 
sachlich abgefasst sein. Sie sind 6 Kalendertage  vor der Sitzung bis spätestens 8:00 Uhr bei 
der Bürgermeisterin einzureichen. Soll die Anfrage schriftlich beantwortet werden, beträgt die 
Frist 1 Monat. Der Anfragende kann in der Sitzung eine Zusatzfrage stellen. Ist die zur 
Beantwortung der Anfrage notwendige Vorbereitungszeit nicht ausreichend, ist die Anfrage in 
der folgenden Sitzung zu beantworten, sofern dies zwischenzeitlich nicht schriftlich erfolgt ist. 
 
 

§ 6 
Sitzungsablauf 

 
(1) Der Vorsitzende eröffnet, leitet gerecht und unparteiisch, wahrt die Ordnung und schließt 

die Sitzungen. Dabei wahrt er die Würde und Rechte der Gemeindevertretung und übt das 
Hausrecht aus (§ 37 Abs. 1 BbgKVerf). Im Falle seiner Verhinderung tritt einer seiner 
Stellvertreter an seine Stelle. 

 
(2) Die Sitzungen der Gemeindevertretung sind grundsätzlich in folgender Reihenfolge 

durchzuführen: 
 

Eröffnung 
a) Feststellung der Ordnungsmäßigkeit der Ladung, der Anwesenheit und 

Beschlussfähigkeit (§ 38 BbgKVerf),  
b) Bestätigung der Tagesordnung des öffentlichen Teils, 
c) Beschlussfassung über eventuelle Einwendungen gegen die Niederschrift über den 

öffentlichen Teil der letzten Sitzung, 
d) Bericht der Bürgermeisterin, 
e) Einwohnerfragestunde und Fragestunde für Bürgerinitiativen (§ 4 GeschO) 
f) Abwicklung der Tagesordnungspunkte des öffentlichen Teils der Sitzung, 
g) Anfragen 

 
Ende des öffentlichen Teils 
h) Bestätigung der Tagesordnung des nichtöffentlichen Teils, 
i) Beschlussfassung über eventuelle Einwendungen gegen die Niederschrift über den 

nichtöffentlichen Teil der letzten Sitzung, 
j) Abwicklung der Tagesordnungspunkte des nichtöffentlichen Teils der Sitzung, 
k) Anfragen, die nichtöffentlichen Angelegenheiten betreffend, 
 
Schluss der Sitzung. 
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§ 7 
Unterbrechung und Vertagung 

 
(1) Der Vorsitzende kann die Sitzung der Gemeindevertretung unterbrechen. Auf Antrag von 

zwei Mitgliedern oder einer Fraktion muss er die Sitzung unterbrechen. Eine weitere 
Unterbrechung kann nur von mindestens zehn Gemeindevertretern beantragt werden. 

 
(2) Die Gemeindevertretung kann Beratungspunkte 
 

a) durch Entscheidung in der Sache abschließen, 
b) verweisen oder zu ihrer Beratung vertagen. 

 
(3) Bei der Abstimmung geht der Antrag auf Vertagung dem der Verweisung und dieser dem 

der Entscheidung in der Sache vor. Über Anträge nach Absatz 1 ist sofort abzustimmen. 
 
(4) Nach 23:00 Uhr wird der in der Beratung befindliche Tagesordnungspunkt abschließend 

behandelt. Danach ist durch die Gemeindevertretung über die Unterbrechung der Sitzung 
und die Fortsetzung an einem anderen Termin zu beschließen, § 34 Abs. 6 BbgKVerf. 

 
 

§ 8 
Redeordnung 

 
(1) Ein Mitglied der Gemeindevertretung darf nur sprechen, wenn es sich zu Wort gemeldet 

hat und ihm vom Vorsitzenden das Wort erteilt worden ist. Wortmeldungen erfolgen durch 
Handaufheben. 

 
(2) Die Worterteilung erfolgt in der Reihenfolge der Wortmeldungen, soweit nicht mit 

Zustimmung des Redeberechtigten hiervon abgewichen wird. Das Wort zur 
Geschäftsordnung ist durch Erheben beider Hände zu beantragen und unmittelbar nach 
Abschluss des aktuellen Redebeitrages zu erteilen. Der Antrag darf sich nur auf den in der 
Beratung befindlichen Tagesordnungspunkt beziehen. 

 
(3) Der Bürgermeisterin oder ihrem Vertreter ist auch außerhalb der Reihe der Wortmeldungen 

das Wort zu erteilen. Auf Wunsch der Bürgermeisterin kann ihr Rederecht im Benehmen 
mit dem Vorsitzenden von anderen Bediensteten der Verwaltung ausgeübt werden. 

 
 

§ 9 
Sitzungsleitung 

 
(1) Der Vorsitzende kann Redner, die vom Verhandlungsgegenstand abweichen, zur Sache 

verweisen. 
 
(2) Ist ein Gemeindevertreter in einer Sitzung dreimal zur Sache verwiesen worden, so muss 

ihm der Vorsitzende das Wort entziehen und darf es ihm in der Aussprache zum selben 
Gegenstand nicht wieder erteilen. 

 
(3) Der Vorsitzende kann ein Mitglied der Gemeindevertretung zur Ordnung rufen, wenn sein 

Verhalten den ordnungsgemäßen Verlauf der Sitzung stört. Nach dreimaligem 
Ordnungsruf kann das Mitglied des Raumes verwiesen werden.  
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§ 10 
Anträge 

 
(1) Anträge zur Sache oder zur Geschäftsordnung können jederzeit von jedem Mitglied der  

Gemeindevertretung gestellt werden. 
 
(2) Zu den Anträgen zur Geschäftsordnung gehören Anträge auf 
 

a) Schluss der Rednerliste, 
b) Schluss der Aussprache, 
c) Verweisung an einen Ausschuss oder an die Bürgermeisterin, 
d) Vertagung, 
e) Aufhebung der Sitzung, 
f) Ausschluss oder Wiederherstellung der Öffentlichkeit, 
g) namentliche Abstimmung. 

 
(3) Wird ein Antrag zur Geschäftsordnung gestellt, so darf je ein Gemeindevertreter für und 

gegen diesen Antrag sprechen. Danach ist über den Antrag abzustimmen. 
 
(4) Werden mehrere Anträge zur Geschäftsordnung gleichzeitig gestellt, so ist über den 

weitest gehenden Antrag zuerst abzustimmen. In Zweifelsfällen bestimmt der Vorsitzende 
die Reihenfolge der Abstimmung. 

 
(5) Wird ein Antrag auf Schluss der Rednerliste oder auf Schluss der Aussprache gestellt, so 

gibt der Vorsitzende die bereits vorliegenden Wortmeldungen bekannt. 
 

 
§ 11 

Abstimmungen 
 
(1) Nach Schluss der Aussprache stellt der Vorsitzende die zu dem Tagesordnungspunkt 

gestellten Sachanträge zur Abstimmung. Von der Eröffnung der Abstimmung bis zur 
Bekanntgabe des Ergebnisses werden Anträge nicht mehr zugelassen und das Wort wird 
nicht mehr erteilt. 

 
(2)  Liegen zu dem Tagesordnungspunkt Änderungs- oder Ergänzungsanträge vor, wird zuerst 

über den die weiteren Anträge weitestgehend umfassenden Antrag abgestimmt. Bei 
Änderungs- und Ergänzungsanträgen mit finanziellen Auswirkungen hat der den Vorrang, 
der Mehrausgaben oder Mindereinnahmen bewirkt. In Zweifelsfällen entscheidet der 
Vorsitzende.  

 
(3) Auf Antrag ist die Abstimmung zu teilen. Über die Vorlage oder den Antrag ist danach 

insgesamt abzustimmen. 
 
(4) Grundsätzlich wird offen durch Handzeichen abgestimmt. Auf Verlangen von mindestens 

zwei Mitgliedern der Gemeindevertretung oder einer Fraktion ist namentlich   
abzustimmen, § 39 Abs. 1 Satz 3 BbgKVerf.  Auf Verlangen ist vor jeder Abstimmung der 
Antrag zu verlesen. 

 
(5) Bei der offenen Abstimmung stellt der Vorsitzende der Gemeindevertretung durch 

Befragen der Gemeindevertreter fest, wer 
 

a) dem Antrag zustimmt, 
b) den Antrag ablehnt, 
c) sich der Stimme enthält 
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und formuliert das Ergebnis der Abstimmung. 
 

Das Abstimmungsergebnis kann nur unmittelbar nach der Abstimmung angezweifelt 
werden. In diesem Fall wird die Abstimmung unverzüglich wiederholt. 

 
  

§ 12 
Wahlen 

 
(1) Zur Vorbereitung und Durchführung von Wahlen kann aus der Mitte der 

Gemeindevertretung ein Wahlausschuss gebildet werden. 
 
(2) Zur Wahl sind äußerlich gleiche Stimmzettel zu verwenden, die so vorzubereiten sind, dass 

sie bei beabsichtigter Wahl des jeweiligen Kandidaten dessen Namen mit einem Kreuz 
unmissverständlich zu kennzeichnen erlauben. Andere Kennzeichnungen machen den 
Stimmzettel ungültig. 

 
(3) Die Stimmabgabe hat in einer Wahlkabine oder räumlich abgegrenzt so zu erfolgen, dass 

das Wahlgeheimnis gewahrt ist. Für einheitliches Schreibgerät ist zu sorgen. Werden keine 
Umschläge verwendet, so sind die Stimmzettel nach dem Wahlakt zu falten. 

 
(4) Der Vorsitzende gibt das Ergebnis der Wahl bekannt. 
 

 
§ 13 

Niederschriften 
 

(1) Die Bürgermeisterin ist für die Niederschrift verantwortlich. Sie bestimmt den 
Protokollführer. Es wird ein Ergebnisprotokoll geführt. 

 
(2) Die Sitzungsniederschrift muss enthalten: 
 

a) Ort, Tag, Beginn und Ende der Sitzung sowie deren Unterbrechungen, 
b) Namen der anwesenden und fehlenden Mitglieder der Gemeindevertretung, 
c) Namen beratend teilnehmender Personen, 
d) Feststellung der Ordnungsmäßigkeit der Ladung, 
e) Feststellung der Beschlussfähigkeit, 
f) Tagesordnung,  
g) Bürgeranfragen, 
h) Wortlaut der Anträge mit Namen der Antragsteller, Beschlüsse und Ergebnisse der 

Abstimmungen, 
i) Ausschluss und Wiederherstellung der Öffentlichkeit. 

 
Änderungen des Protokolls der letzten Sitzung sowie Aussagen, die auf Wunsch von 
Beratungsteilnehmern protokollarisch festgehalten werden sollen, sind in das Protokoll 
aufzunehmen. 

 
(3) Angelegenheiten, die in nichtöffentlicher Sitzung behandelt wurden, sind gesondert zu 

protokollieren. 
 
(4) Die durch den Vorsitzenden der Gemeindevertretung zu unterzeichnende 

Sitzungsniederschrift ist den Mitgliedern der Gemeindevertretung spätestens mit der 
Ladung zur nächsten Sitzung zuzuleiten. 
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(5) Sofern nicht im Einzelfall aus Gründen des öffentlichen Wohls oder zur Wahrung von 
Rechten Dritter etwas anderes beschlossen wird, ist die Öffentlichkeit über die Beschlüsse 
der Gemeindevertretung durch Veröffentlichung im Amtsblatt zu unterrichten. Die 
Beschlüsse sollen zusätzlich unter www.schwielowsee.de in das Internet eingestellt 
werden. 

 

§ 14 
Fraktionen 

 
Die Fraktionen müssen dem Vorsitzenden der Gemeindevertretung von ihrer Bildung 
schriftlich Kenntnis geben. Die Mitteilung muss die genaue Bezeichnung der Fraktion, den 
Namen des Fraktionsvorsitzenden sowie aller der Fraktion angehörenden Mitglieder der 
Gemeindevertretung enthalten. Der Zusammenschluss von Gemeindevertretern wird mit der 
schriftlichen Mitteilung an den Vorsitzenden der Gemeindevertretung wirksam. 
Veränderungen sind dem Vorsitzenden stets unverzüglich schriftlich mitzuteilen. 
 
 

§ 15 
Abweichungen von der Geschäftsordnung 

 
Die Gemeindevertretung kann Abweichungen von der Geschäftsordnung beschließen, sofern 
nicht zwei Mitglieder oder eine Fraktion widersprechen und die  Kommunalverfassung des 
Landes Brandenburg dies zulässt. 
 
 

Zweiter Abschnitt 
Fachausschüsse 

 

§ 16 
Allgemeiner Geschäftsgang 

 
Für Geschäftsgang und Verfahren der von der Gemeindevertretung gebildeten 
Fachausschüsse gelten die Vorschriften des Ersten Abschnittes sinngemäß, soweit nicht in 
der Kommunalverfassung des Landes Brandenburg oder der Hauptsatzung eine andere 
Regelung getroffen wird. Die Ladungsfrist beträgt fünf Tage einschließlich des Sitzungstages. 
 

 
Dritter Abschnitt  

Hauptausschuss 
 

§ 17 
Allgemeiner Geschäftsgang 

 
(1) Für Geschäftsgang und Verfahren des Hauptausschusses gelten die Vorschriften des 

Ersten Abschnittes sinngemäß, soweit nicht in der Kommunalverfassung des Landes 
Brandenburg oder der Hauptsatzung eine andere Regelung getroffen wird. 

 
(2) Der Hauptausschuss tritt in der Regel spätestens eine Woche vor der nächsten Sitzung 

der Gemeindevertretung zusammen. Die Ladungsfrist beträgt fünf Tage einschließlich des 
Sitzungstages. 

 

 
 

http://www.schwielowsee.de/
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Vierter Abschnitt 
Ausschüsse nach besonderen Rechtsvorschriften 

 

§ 18 
Allgemeiner Geschäftsgang 

 
Die Bestimmungen des ersten Abschnittes sind sinngemäß auch auf solche Ausschüsse der 
Gemeinde anzuwenden, die auf besonderen Rechtsvorschriften beruhen, soweit diese 
Vorschriften nichts anderes bestimmen. 
 
 

Fünfter Abschnitt 
Schlussbestimmungen 

 

§ 19 
In-Kraft-Treten 

 
Die Geschäftsordnung tritt am Tag nach ihrer öffentlichen Bekanntmachung  in Kraft.  
Gleichzeitig tritt die Geschäftsordnung der Gemeindevertretung Schwielowsee vom 
19.06.2019  außer Kraft. 
 
Schwielowsee, den 04.07.2024 
 
 
 
gez: K. Hoppe          
Bürgermeisterin      
Gemeinde Schwielowsee 
     
 

Bekanntmachungsanordnung 
 

Vorstehende Geschäftsordnung der Gemeinde Schwielowsee wird hiermit auf der Grundlage 
des § 3 Abs. 3 Satz 2 der Kommunalverfassung für das Land Brandenburg (GVBl. I S. 286), 
zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 18. Dezember 2018 (GVBl.I/18, [Nr. 23])  
i.V. mit der Bekanntmachungsverordnung des Landes Brandenburg (BekanntmV) vom 
01.12.2000  GVBl. II S. 435), zuletzt geändert durch Artikel 17 des Gesetzes vom 15. Oktober 
2018 (GVBl.I/18, [Nr. 22], S.29), bekanntgemacht. 

 
 
Schwielowsee, den 04.07.2024 
 
 
 
gez: K. Hoppe 
Bürgermeisterin 
der Gemeinde Schwielowsee 
 
 
 
 


